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Kleine Anfrage 2535 
 
der Abgeordneten Wolfgang Jörg und Ibrahim Yetim   SPD 
 
 
Wird die Landesregierung konsequente Präventionsarbeit gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus leisten? 
 
Unter dem Eindruck der NSU-Morde verständigten sich SPD und Grüne in ihrem Koalitions-
vertrag 2012 auf die Entwicklung eines integrierten Handlungskonzepts gegen Rechtsextre-
mismus und Rassismus. In den Jahren 2013 und 2015 wurde das Konzept unter Beteiligung 
aller Landesministerien und zivilgesellschaftlichen Akteuren in Regionalkonferenzen und 
Workshops erarbeitet. Am 10. Mai 2016 verabschiedete die Landesregierung das Handlungs-
konzept mit 166 Maßnahmen in 13 Handlungsfeldern. Die Umsetzung des integrierten Hand-
lungskonzeptes gegen Rechtsextremismus und Rassismus sollte im Zeitraum von Mitte 2016 
bis Mitte 2019 erfolgen.  
 
 
Wir bitten die Landesregierung um die Beantwortung folgender Fragen:  
 
1. Welchen Zeitraum veranschlagt die aktuelle Landesregierung für die Fortsetzung des in-

tegrierten Handlungskonzeptes gegen Rechtsextremismus und Rassismus? 
 

2. Welche konkreten Maßnahmen resultieren bisher aus den Zwischenberichten und Fach-
tagungen zum integrierten Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus und Rassis-
mus? 

 
3. Inwieweit ist der im Handlungskonzept beschriebene kontinuierliche Dialogprozess mit 

den zivilgesellschaftliche Kräften und dem Landesnetzwerk gegen Rechtsextremismus 
systematisch ausgebaut und weiterentwickelt worden? 

 
4. In welcher Form erfolgt die konkrete Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure im Dialog-

prozess? 
 
5. Wie bewertet die Landesregierung die Möglichkeit, die bisher im Ministerium für Wissen-

schaft und Kultur angesiedelte Landeskoordinierungsstelle gegen Rechtsextremismus im 
Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration anzulegen? 

 
Wolfgang Jörg    
Ibrahim Yetim   


